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m März 1973 wurde in der Schweiz aus 
einer gelben, gekrümmten Südfrucht ein 
Symbol für globales Unrecht. Nachdem 
die Migros aufgrund der Abwertung des 
US-Dollars den Bananenpreis in ihren 
Läden gesenkt hatte und dies als »Bana-
nen-Wunder« bewarb, gingen in der 

Kleinstadt Frauenfeld zahlreiche Mütter und 
Hausfrauen auf die Straße und verteilten Bananen 
und ihre eigene »Bananenzeitung«. Ihr Motto: 
Warum ist eine Banane billiger als ein Apfel?

Hinter den Bananenfrauen, wie sie sich selbst 
nannten, standen keine politischen Organisatio-
nen. Sie waren durch ein christliches und morali-
sches Ungerechtigkeitsempfinden bewegt. Mit ih-
ren Aktionen wollten sie auf die ungerechten Ar-
beitsbedingungen auf den Plantagen in Mittel-
amerika aufmerksam machen. Oder wie die Thur-
gauer FDP-Kantonsrätin Ursula Brunner, eine der 
wichtigsten Wegbereiterinnen der Bewegung, in 
einem Brief von 1973 ihre Motive beschrieb: »Das 
Fragen, was unser Leben damit zu tun hat, das 
Aufzeigen der Verantwortlichkeit.« Die Frauen 
forderten von den Großverteilern, die Bananen 
mit einem symbolischen Aufpreis von 15 Rappen 
pro Kilo zugunsten eines Entwicklungsprojektes 
zu verkaufen. Aber bei der Migros hieß es: »Wir 
sind keine Wohltätigkeitsinstitution.«

Angeregt durch die Pionierinnen in Frauenfeld 
bildeten sich viele weitere Bananengruppen, um 
die Ungerechtigkeiten im Welthandel zu bekämp-
fen. Anfänglich verkauften sie handelsübliche  
Chiquita-Bananen mit einem Aufpreis, den sie in 
Basisprojekte für Plantagenarbeiterinnen und -ar-
beiter in Mittelamerika steckten. Bald aber wollten 
die Bananenfrauen die gelben Südfrüchte unab-
hängig von den großen Konzernen direkt in die 
Schweiz importieren. Anfangs erfolglos. Erst als 
1986 das US-amerikanische Handelsembargo ge-
gen das linkssandinistische Nicaragua aufgehoben 
wurde, klappte es. »Nicas statt Chiquitas« lautete 
der Verkaufsspruch für die ersten Fair-Trade- 
Bananen. Aus der damals gegründeten »Arbeits-
gemeinschaft für gerechten Bananenhandel« wurde 
später die Gebana, die noch heute besteht.

Rasch engagierten sich zahlreiche Menschen 
und Organisationen in der Schweiz für den Im-
port und Verkauf von »fair« gehandelten Produk-
ten aus Asien, Afrika und Lateinamerika und 
gründeten entwicklungspolitische Gruppen, Soli-
daritätskomitees, christliche Hilfswerke und Ent-
wicklungshilfeorganisationen: Die »Dritte-Welt-
Bewegung« entstand.

Das neuartige globale Handeln war jedoch nie 
allein ökonomisch motiviert. Vielmehr sollte es 
grundlegende gesellschaftliche und kulturelle Ver-
änderungen mit sich bringen. Die Nica-Banane 
sollte nicht nur gut schmecken, Umsatz generieren 
und den lateinamerikanischen Bauern und Arbei-
terinnen ein anständiges Einkommen ermögli-
chen, nein, sie diente gleichzeitig der »Bewusst-
seinsbildung«. Die Schweizer Bevölkerung sollte 
in der Fair-Trade-Banane erkennen, wie eng die 
dortigen Produktionsbedingungen mit dem hiesi-
gem Wohlstand zusammenhängen.

Im Zentrum stand also weniger der faire Kon-
sum als vielmehr ein grundsätzliches Hinterfragen 
von ungerechten Handelsstrukturen. Es ging den 
Bananenfrauen und ihren Mitstreiterinnen nicht 
nur darum, den persönlichen Kaufentscheid jedes 
Einzelnen zu verändern, sondern darum, neue 

Handelsmodelle zu etablieren. Die Aktivistinnen 
selbst erfuhren, was es heißt, Utopien zu entwi-
ckeln, die Welt mitzugestalten und Veränderung 
anzustoßen. »Ich habe an Selbstvertrauen gewon-
nen, an Selbstbewusstsein. Dinge, die wir damals 
nicht hatten, wir Frauen«, sagte die Bananenfrau 
Brunner rückblickend. 

Rasch zeigte sich das grundsätzliche Dilemma 
dieses neuen Handelsmodells: viel Umsatz zu ma-
chen und gleichzeitig die Konsumenten umfas-
send aufzuklären, ihr Bewusstsein zu bilden, das 
ging nicht zusammen. So entwickelte sich der faire 
Handel zwar als eine schweizweit breit verankerte, 
aber letztlich doch kleine Nische in den sogenann-
ten Dritte-Welt-Läden. 

Gleichzeitig drängten die Produzenten der fair 
gehandelten Bananen auf ein sicheres Einkom-
men. Also darauf, mehr zu verkaufen. 1992 wurde 
in Basel das Max-Havelaar-Label gegründet, die 
Gruppen der Bananenfrauen lösten sich auf, und 
die Fair-Trade-Bewegung verabschiedete sich von 
den utopischen Modellen ihrer Anfangsjahre. Nun 
ging es vor allem darum, neue Marktzugänge zu 
schaffen. Nach und nach fanden die fair gehandel-
ten Produkte aus der »Dritte Welt«-Nische zu den 
Schweizer Großverteilern. Auch in die Migros. 

Heute genießt der faire Handel eine ebenso 
hohe Legitimität wie moralische Plausibilität. Sein 
kritisches und politisches Potenzial hat er aller-
dings verloren. »Der sogenannte faire Handel ist 
zu einer Institution verkommen, zu einer Büro-
kratie, zu einem zementierten System«, sagte  
Pionierin Brunner vor einigen Jahren, als das  
St. Galler Tagblatt anlässlich ihres 90. Geburtstags 
über sie berichtete. Konsumentinnen und Bürger 
wissen längst, unter welchen Bedingungen ihre 
Billig-T-Shirts in den Sweatshops in Bangladesch 
produziert werden. Sie kennen die Geschäftsprak-
tiken von Großbanken und Agrochemie-Multis 
und sind sich der ökologischen Folgen des Roh-
stoffabbaus bewusst.

Aber Bewusstsein allein verändert die Welt 
nicht. Es ist deshalb nur konsequent, dass die Ver-
änderung hin zu mehr globaler Gerechtigkeit 
nicht nur über Einkaufskorb und Portemonnaie 
angestrebt wird, sondern über einen direkten Ent-
scheid in einer Volksabstimmung. Und so erstaunt 
es nicht, dass sich jetzt im Abstimmungskampf 
um die Konzernverantwortungsinitiative wiede-
rum kirchliche und bürgerliche Kreise engagieren, 
die sich für ethische Grundfragen interessieren.

Die Bananenfrau Ursula Brunner aus Frauenfeld 
kann nicht mehr mitstreiten. Sie ist 2017 verstorben. 
Aber die Frage, mit der sie als rebellisches Kind ihre 
Mutter bedrängte, stellt sich noch immer: »Warum 
muss es denn so bleiben, nur weil die Leute denken, 
es müsse so sein?« Sowohl der faire Handel seit den 
frühen 1970er-Jahren als auch die Konzernverant-
wortungsinitiative können als gesellschaftliches Aus-
handeln von Zukunft verstanden werden. Damals 
wie heute stehen sich zwei Vorstellungen von »gutem« 
und »richtigen« Leben gegenüber: Die eine ist auf 
den nationalen Vorteil bedacht, die andere argumen-
tiert mit globaler Verantwortung.
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D ie Sache war eigentlich erledigt und 
die Schweiz drauf und dran, eine 
globale Vorreiterin in Sachen Un-
ternehmensverantwortung zu wer-
den. Das war am 11. März 2015. 

Der Nationalrat diskutierte eine Motion der Au-
ßenpolitischen Kommission, die verlangte, dass 
Schweizer Firmen, die im Ausland tätig sind, ihrer 
Sorgfaltspflicht nachkommen müssen. Geprüft 
werden sollte, ob sie die Menschenrechte und Um-
weltstandards einhalten. Im Saal wurde engagiert 
diskutiert und schließlich abgestimmt. Patt! Der 
Stichentscheid des Ratspräsidenten musste ent-
scheiden. Mit 91 zu 90 Stimmen wurde die Mo-
tion angenommen.

Aber der Sieg hielt lediglich anderthalb Stun-
den. Die rechte Ratshälfte und die konservative 
Wirtschaftslobby, allen voran Economiesuisse, 
hätten sich flugs organisiert, erzählt der ehemalige 
FDP-Ständerat Dick Marty, der damals bereits 
nicht mehr in Bern politisierte. Die CVP- 
Nationalrätin Elisabeth Schneider-Schneiter reichte 
 einen Rückkommensantrag ein: »Es wurde noch 
einmal abgestimmt, und die Sache kam anders 

raus.« Das Resultat: 95 Nein- zu 86 Jastimmen. 
»Dann war fertig! Und für uns klar, dass wir die 
Volksinitiative lancieren wollten, die in unseren 
Köpfen schon lange am Entstehen war.«

Heute ist der 75-jährige Tessiner Co-Präsident 
des Komitees, das hinter der Konzernverantwor-
tungsinitiative steht, über die am 29. November 
abgestimmt wird. Marty sagt: »Wer im Ausland 
Flüsse vergiftet oder ganze Landstriche zerstört, 
soll auch dafür geradestehen.«

Für Marty ist das Volksbegehren ein vernünfti-
ges Anliegen aus der politischen Mitte, vor dem 
sich kein verantwortungsbewusster Unternehmer 
fürchten müsse. Spricht man mit kleinen und  
großen Firmen, die bereits heute versuchen, ihre 
Liefer kette im Griff zu haben, wird allerdings klar, 
wie anspruchsvoll das ist (lesen Sie dazu den Arti-
kel auf der gegenüberliegenden Seite).

Einen Monat vor der Abstimmung sieht es 
nicht schlecht aus für die Initiative »Für verant-
wortungsvolle Unternehmen – zum Schutz von 
Mensch und Umwelt«, wie sie korrekt heißt. Wäre 
Mitte Oktober abgestimmt worden, hätten sie 63 
Prozent »bestimmt« oder »eher« angenommen. 

Das ergab die SRG-Trendumfrage des Forschungs-
instituts gfs.bern. Hingegen waren 33 Prozent der 
Befragten »bestimmt« oder »eher« dagegen. Die 
Meinungsbildung scheint bereits fortgeschritten 
zu sein. Gerade mal vier Prozent der Befragten 
gaben an, noch unentschlossen zu sein. 

Die Gegner der Initiative, allen voran die gro-
ßen Wirtschaftsverbände, warnen vor einer »fast 
unendlichen Kontrollpflicht«, welche die Firmen 
überfordern würde, und kritisieren, dass sie unter 
Generalverdacht gestellt würden. Sie warnen vor 
einer Klagewelle.

Die Initiative stößt jedoch bis weit ins bürger-
liche Lager auf Sympathien, auch BDP-, CVP- 
und FDP-Politiker sowie Kirchenvertreter sitzen 
im Initiativkomitee. Dick Marty will die Kon-
zernverantwortungsinitiative als Anliegen verstan-
den haben, das aus der Zivilgesellschaft kommt: 
»Wir vertreten keine Partei, unsere Kampagne 
wird von den kleinen Leuten finanziert, die uns 
jeden Monat 10, 20, 50 Franken schicken. Mal 
für Plakate, mal für eine der zigtausend Flaggen, 
die inzwischen in der ganzen Schweiz an den  
Balkons hängen. Wir spüren eine große Bewe-

gung in der Gesellschaft, ich finde das wunder-
bar!« Dass auch 130 Nichtregierungsorganisatio-
nen und Hilfswerke mit ihren professionellen 
Journalisten-Einflüsterern und Marketingabtei-
lungen die große Kampagne am Laufen halten, 
erwähnt Marty nicht. 

Marty, der umtriebige FDP-Mann, war schon 
2011 dabei, als mit der unverbindlichen Petition 
»Recht ohne Grenzen« ein erstes Mal erfolglos ver-
sucht wurde, Schweizer Firmen, die global tätig 
sind, stärker in die Pflicht zu nehmen. Anlass dazu 
war der Bericht des UN-Sonderbeauftragten John 
Ruggie, der im selben Jahr seinen Abschlussbe-
richt vorgelegt hatte und darin die Menschen-
rechtsverletzungen untersucht hatte, welche die 
Privatwirtschaft verursacht. Marty sagt: »Die Glo-
balisierung hatte ein gefährliches Vakuum entste-
hen lassen: Die Konzerne begannen global zu 
agieren und lösten sich immer mehr von dem 
Territorium, auf dem sie einst gegründet wurden. 
Die institutionellen und rechtlichen Akteure aber 
stagnierten auf der nationalen Ebene. Manche 
Firmen nutzen dieses Vakuum brutal aus.« Die 
Petition konnte mit ihren 135.000 Unterschriften 

damals allerdings genauso wenig ausrichten wie 
andere Vorstöße, die später zum selben Thema 
im eidgenössischen Parlament eingereicht wor-
den waren. 

Doch das Thema blieb aktuell. Auch bei Dick 
Marty. Ihn selbst habe die Erfahrung als junger 
Staatsanwalt in den 1980er-Jahren im Kanton 
Tessin geprägt. Tag für Tag hätten Autos mit  
doppelten Böden die Grenze überquert und Milli-
arden von italienischen Lire illegal ins Land ge-
bracht. »Als ich sagte, dass ich ein Problem darin 
sehe, nicht zu wissen, woher dieses Geld kommt, 
wurde ich von den Banken als Feind des Schweizer 
Finanzplatzes beschimpft. Und der Bundesrat? 
Der attestierte uns zwar, dass es da ein Problem 
geben würde. Statt einer Lösung setzte er aber auf 
die Selbstregulierung der Banken.« Doch an diese 
glaubt Marty nicht, aus eigener Erfahrung, wie er 
sagt. »Die Banken, die sorgfältig gearbeitet haben, 
haben freiwillig eine Sorgfaltspflichtsvereinbarung 
unterschrieben. Und jene, welche schmutzige Ge-
schäfte gemacht hatten, machten weitere schmut-
zige Geschäfte.«

Seine Initiative soll das nun ändern.

»Wer Flüsse vergiftet, soll dafür geradestehen«
Fast hätte es die Konzernverantwortungsinitiative gar nicht gebraucht. Bis eine CVP-Nationalrätin einen Rückkommensantrag stellte VON SARAH JÄGGI
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Was mit den Bananenfrauen 
klein begann, ist mit  

Max Havelaar im  
Supermarkt angekommen




